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Erinnern Sie sich, liebe Leserin­
nen, liebe Leser? Vor zwei  
Wochen habe ich meine Kolumne 
mit dem folgenden Ceterum  
censeo abgeschlossen: «Schauen  
wir hin, packen wir an, um die 
Probleme auf dieser Welt zu  
lösen, statt zu bewirtschaften. 
Zum Beispiel jenes mit den  
50 Millionen Flüchtlingen, die 
weltweit auf der Flucht sind.  
Sie haben ein Anrecht darauf, 
dass wir Kopf, Herz und Hand 
brauchen, wenn sie an unsere  
Tür klopfen. Auch wenn es  
sich um Eritreer handelt.»

Ich hätte das heute auch wieder 
getan. Weil ich immer noch über-
zeugt bin, dass wir alle unsere 
Sinne und Organe einschalten 
sollten, wenn wir über das Flücht-
lingselend auf dieser Welt reden. 
Doch es geht aus folgenden 
Gründen nicht.

Wenn ich als Sozialdirektorin 
bisher Asylunterkünfte eröffnete, 
begegnete mir in der Regel  
rasch die Forderung nach einer 
«geschlossenen Unterbringung 
von Asylsuchenden». Ganz 
abgesehen davon, dass «man» 
die Menschen bevorzugter- 
weise gar nicht im Land haben 
möchte.

Zum Glück denkt die Mehrheit 
der Schweizerinnen und Schwei-
zer anders. Aber es gibt auch  
solche, die es in der anderen 
Richtung übertreiben. Die  
Eidgenössische Kommission  
für Rassismus hat den Kanton  
Aargau dafür getadelt, dass  
es auf dem Areal des Kantons- 
spitals Baden, wo Asylsuchende 
derzeit unterirdisch untergebracht  
werden müssen, Zutrittsbe
schränkungen gibt. Das sei 
diskriminierend und sachlich  
nicht begründet.

Willkommen in der Realität!, 
kann ich da nur sagen. Es trifft im 
Grundsatz zwar zu, dass 
Personen, die Bewegungsfreiheit 
haben, keinen Einschränkungen in 
Bezug auf das Begehen von  
Wegen bzw. auf den Aufenthalt 
an Orten im öffentlichen Raum  
unterworfen sind.

Gleichzeitig müssen aber 
sensible Infrastrukturen wie  
jene eines Spitals geschützt 
werden. Nicht vor Asylsuchenden, 
sondern generell vor grossen 
Gruppen von Menschen, die den  
Betrieb potenziell stören könnten. 
Das ist nicht diskriminierend,  
sondern sachlich begründet.  
Das würde man mit einem 
Pfadilager auch so machen!

Abgesehen davon: Die Regelung 
wird von den Betroffenen verstan-
den und respektiert. Die Asyl
suchenden sehen wie alle 
anderen Personen selber, dass  
sie sich in einem sensiblen 
Umfeld bewegen.

Ausrufezeichen statt Ceterum 
censeo!

Susanne Hochuli ist  
Regierungsrätin der Grünen  
im Kanton Aargau

Zeit für ein fettes 
Ausrufezeichen

Hochuli

Möglich, dass der Montag, der 17. August, in 
die Geschichtsbücher als Tag eingeht, der in 
der Schweizer Medienbranche alles auf den 
Kopf stellte. Das Trio Ringier, SRF und Swiss-
com kündigte an, beim Verkauf von Werbung 
gemeinsame Sache zu machen. Auf keinen 
Fall wollte die Swisscom als trei-
bende Kraft dastehen. Wohl wis-
send, wie viel Sprengstoff die 
Kooperation enthält.

Das Telecomunternehmen hat 
in den vergangenen Monaten 
die Türklinken aller Verlage ge-
putzt, bis es von Ringier den Zu-
schlag bekommen hat. Es 
braucht einen funktionierenden Geschäfts-
zweig für seine Big-Data-Abteilung – eine 
Einheit, die im grossen Stil Kundendaten ana-
lysiert und für viel Geld aufgebaut wurde.

Mit der Ankündigung ist dieser Dateneintopf 
viel würziger geworden. Die Swisscom weiss 
schon vieles über ihre 6,6 Millionen Handykun-
den: wo und wann sie schlafen, arbeiten, ein-
kaufen. Nun werden diese Daten mit Interes-
sen angereichert, die Leser bei der Lektüre 

von Blick.ch verraten. Jeden 
Monat sammelt die News-Site 
gegen eine Milliarde Klicks. Weni-
ger Ahnung von seinen Zuschau-
ern hat SRF. Das wird sich mit 
HBB TV ändern, der nächsten 
Teletext-Generation. Sie erlaubt 
es, Zusatzinfos von Programmen 
einzublenden, und misst, wer wie 
lange eine Sendung schaut. SRF 

und Ringier liessen sich wohl durch die Vision 
von Swisscom verführen, gemeinsam endlich 
Google und Facebook mit personalisierter 
Werbung die Stirn bieten zu können. 

Untergegangen sind dabei die Zuschauer­
interessen. Auch hier eifert die Swisscom 
Google und Facebook nach. Doch während 
die US-Konzerne zu Recht argumentieren, 
dass Nutzer zwar ihre Datenhoheit aufgeben, 
im Gegenzug aber Gratisdienste wie Face-
book-Chat oder Google-Suche nutzen dürfen, 
werden Schweizer TV-Inhalte über Gebühren 
finanziert. Warum sollen die Swisscom, SRF 
und Ringier ohne Gegenleistung frei über die 
Nutzerdaten der Gebührenzahler bestimmen 
dürfen, um damit Millionen zu scheffeln? Da 
will jemand nicht nur den Fünfer und das 
Weggli, sondern gleich die ganze Bäckerei. 

Die ganze Bäckerei
Medienmacher

medienmacher@sonntagszeitung.ch

«Jeden Monat 
sammelt die 
News-Site 
eine Milliarde 
Klicks»

Barnaby Skinner, 
Datenjournalist

Anderthalb Jahre nach der Annah-
me der Masseneinwanderungsini-
tiative hat der Bundesrat nun einen 
kompetenten Chefunterhändler 
bestimmt. Dies ist sicherlich der 
richtige Schritt. Die Verhandlun-
gen sollten aber unbedingt durch 
öffentliche Diplomatie in Brüssel 
und in den wichtigsten EU-Län-
dern vorbereitet und begleitet wer-
den. Wir müssen dort aktiv und 
offensiv gegenüber Entscheidungs-
trägern und Meinungsmachern 
darlegen, weshalb die Schweiz ge-
genwärtig vor grossen Herausfor-
derungen mit der Personenfreizü-
gigkeit steht, wieso andere EU-
Länder in Bälde ähnliche Proble-
me bekommen könnten und wel-
che Lösungen wir anbieten. Wir 
müssen eine europaweite öffentli-
che Debatte in Gang bringen, um 
Wohlwollen für unsere Anliegen 
zu gewinnen und als konstruktiv 
wahrgenommen zu werden. 

Mit der Einführung der Perso-
nenfreizügigkeit ist die Zahl der 
Einwanderer aus EU-Staaten in 
der Schweiz stetig gestiegen, und 
auch die Zahl der Grenzgänger ist 
explodiert. Dies hat unserem Land 
grossen Wohlstand gebracht – aber 
auch zu erheblichen Problemen 
geführt. Daher müssen wir in den 

EU-Ländern aufzeigen, dass die 
entsprechende Freiheit zwar als 
Prinzip aufrechterhalten, aber ad-
äquat gelenkt werden muss. Un-
ter anderem müssen wir mögliche 
langfristige Auswirkungen dieser 
Freiheit in die Diskussion einfüh-
ren, z. B. die andauernde europäi-
sche Migration von Osten nach 
Westen und von Süden nach Nor-
den. Diese ist nicht im Interesse 
ganz Europas, vor allem nicht der 
betroffenen Länder im Osten und 
Süden, welche nach und nach ihre 
Elite verlieren. Die Auswirkungen 
der Personenfreizügigkeit müssen 
zum Thema einer rationalen öf-
fentlichen Debatte in Europa wer-
den. Dann gewinnt man auch Ge-
hör für die Anliegen der Schweiz.

Insbesondere die internationa-
le Glaubwürdigkeit und der gute 
Ruf eines Landes haben im Allge-
meinen, aber gerade während Ver-
handlungen, eine besondere Be-
deutung. Im Rahmen einer umfas-
senden Public-Relations- und Pu-
blic-Affairs-Strategie der Schweiz 
muss für jedes relevante EU-Land 
ein spezifisches Vorgehen geplant 
werden. Dazu gehört die Vermitt-
lung von Fakten und Kenntnissen 
über die Schweiz sowie über die 
Probleme der Personenfreizügig-

keit, welche auch für das jeweilige 
Land entstehen können. In eini-
gen Ländern hat dazu auch schon 
intern eine – leider oft polemisch 
geführte – Debatte angefangen. 
Man denke an England und Frank-
reich. Hier gilt es, rational anzu-
setzen. Handlungsbedarf besteht 
vor allem in drei Richtungen. Ers-
tens ist mit den Regierungen, Ver-
waltung und Meinungsmachern 
im Parlament ein regelmässiger 
und intensiver Meinungsaustausch 
zu planen und zu implementieren. 
Dazu gehören auch Seminare. 
Zweitens ist die Medienfront an-
zugehen. Gerade Medienvertreter 
in unseren Nachbarländern beur-
teilen die Schweiz in der Auslän-
derfrage negativer als andere Mei-
nungsmacher. Daher sind hier be-

sondere Anstrengungen der Infor-
mation, des Dialogs und allgemein 
eine verstärkte Präsenz notwen-
dig. Drittens sind NGO, Univer-
sitäten, Thinktanks und wichtige 
gesellschaftliche Gruppen proak-
tiv anzugehen und einzubeziehen. 

Diese Aufgabe können Regie-
rung und Diplomatie jedoch in der 
kurzen zur Verfügung stehenden 
Zeit nicht alleine wahrnehmen. Sie 
müssen durch geeignete Politiker 
und Wirtschaftsführer unterstützt 
werden, die länderspezifisch aus-
gesucht und mit konkreten Projek-
ten beauftragt werden. Diese 
«Taskforce» sollte so vielfältig sein 
wie die Schweiz selbst und aus Per-
sonen verschiedener Regionen und 
unterschiedlicher Berufszweige zu-
sammengesetzt werden. Es braucht 
eine Gesamtanstrengung aller in-
teressierten Kräfte im Land – über 
alle Parteigrenzen hinweg. Gegner 
und Befürworter der Personenfrei-
zügigkeit haben ein gleiches Inter-
esse: unsere Position in Europa öf-
fentlich darzustellen; denn alles ist 
daran gelegen, in Verhandlungen 
mit der EU ein gutes Ergebnis zu 
erzielen. Sie müssten daher auch 
die Massnahmen der öffentlichen 
Diplomatie gemeinsam unterstüt-
zen. 

Für eine «Taskforce», 
die alle Grenzen sprengt

Die EU-Verhandlungen können nur gerettet werden, 
wenn sich die Schweiz besser verkauft, findet Thomas Borer

Thomas Borer, 
ehemaliger Diplomat und  
heutiger Unternehmensberater
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